
/

hat mit geduldet, daß in der Stadt Angermünde die Stadt­
verordnetenversammlung seit über einem Jahr nicht mehr 
getagt hat und auch nichts unternommen, damit ein 
arbeitsfähiger Rat der Stadt Angermünde (bis zur Zeit be­
stand er nur aus dem Bürgermeister) im Interesse der 
Bevölkerung eine erfolgreiche Arbeit leistet.

Das beweist, daß die Mitglieder der Parteiorganisation 
der Stadtverwaltung Angermünde diese wichtigen Organe 
der Staatsmacht als gewählte Organe des Volkes völlig 
unterschätzen.

Ein Grund für die ungenügende Lösung der Haupt­
fragen der Parteiorganisation der Stadtverwaltung liegt 
darin, daß die Genossen der Verwaltung und der städti­
schen Betriebe und Einrichtungen eine gemeinsame Partei­
organisation bilden. Dadurch wird die Parteiorganisation 
von der Erfüllung ihrer besonderen Aufgaben zur Ver­
besserung der Arbeit des Staatsapparates abgelenkt.

Außerdem widerspricht diese Zusammenlegung den 
organisatorischen Richtlinien unserer Partei. Audi 
städtische Betriebe und Einrichtungen sind selbständige 
Betriebe, in denen, bei mindest drei Genossen, eine eigene 
Grundorganisation zu bilden ist.

Für die Parteiorganisationen im Staatsapparat ergeben 
sich daraus folgende Hauptaufgaben:

I. Erziehung der Genossen und aller Mitarbeiter im 
Staatsapparat zu politisch und fachlich qualifizierten und 
verantwortungsbewußten Staatsfunktionären, die fähig 
sind, den neuen Kurs unserer Partei und Regierung 
durchzuführen.

Hierzu gilt es, die marxistisch-leninistische Schu­
lungsarbeit für alle Mitarbeiter im Staatsapparat 
zu verbessern und besonders das vierte Parteilehrjahr 
gründlich vorzubereiten.

Die Parteiorganisationen haben Anleitung zu geben 
und zu kontrollieren, wie von allen Mitarbeitern die Ge-

II. Das Verhältnis der Kreisleitung
In der Entschließung der 15. Tagung des Zentralkomi­

tees der SED: „Der neue Kurs und die Aufgaben der Par­
tei“ heißt es:

„Im Verhältnis der Partei zu den Staatsorganen ist 
ebenfalls eine Änderung herbeizuführen. Die bisher oft 
geübte schlechte Praxis der Übernahme von Verwal- 
tungsfünktionen durch die Partei kann nicht mehr ge­
duldet werden, weil sie einerseits der Partei Arbeit auf­
bürdet, die sie nicht durchführen kann und anderer­
seits die Funktionäre der Verwaltungsorgane zu Un­
selbständigkeit und Verantwortungsscheu erzieht.“

Die Kreisleitung Angermünde hat bei der Durchfüh­
rung der neuen Maßnahmen der Regierung diese schlechte 
Praxis angewandt. Anstatt die Genossen in den staatlichen 
Organen für die schnelle und unbürokratische Durch­
führung der Ministerratsbeschlüsse anzuleiten und zu kon­
trollieren, hat das Sekretariat der Kreisleitung zirka 
30 Mitarbeiter aus dem Staatsapparat herausgezogen und 
sie gemeinsam mit Funktionären aus anderen Organi­
sationen und Einrichtungen als Instrukteure in den Ge­
meinden eingesetzt.

Damit hat die Partei die unmittelbare Durchführung 
der staatlichen und wirtschaftlichen Aufgaben über­
nommen und die eigentliche Parteiarbeit vernachlässigt.

setze und Verordnungen der Regierung und die Presse 
studiert werden.

Von besonderer Wichtigkeit ist die ständige Agitations­
arbeit zur Überzeugung aller Mitarbeiter.

2. Verstärkter Kampf um die Überwindung büro­
kratischer Arbeitsmethoden für eine operative Tätigkeit 
aller Mitarbeiter.

Es ist unbedingt notwendig, die Brigadearbeit zu ent­
wickeln und dafür zu sorgen, daß jeder Mitarbeiter im 
Staatsapparat einen ständigen, engen Kontakt zur Be­
völkerung hat.

3. Breite Entfaltung der Kritik und Selbstkritik ohne 
Ansehen der Person.

Die Parteiorganisationen dürfen Schlendrian und Ver­
antwortungslosigkeit, herzloses und bürokratisches Ver­
halten und Bummelantentum nicht dulden und müssen 
für eine gute Arbeitsdisziplin kämpfen.

4. Schaffung einer arbeitsfähigen kollektiven Leitung, 
die sich aus den besten und aktivsten Genossen zu­
sammensetzt.

Jedem Leitungsmitglied ist eine bestimmte Aufgabe 
verantwortlich zu übertragen. Alle prinzipiellen Fragen 
der Parteiarbeit sind im Kollektiv der Leitung zu ent­
scheiden.

5. Herstellung einer engen Verbindung der leitenden 
Genossen des Staatsapparates mit der Parteileitung.

Es ist zweckmäßig, einen leitenden Funktionär des 
Rates in die Parteileitung zu wählen.

Zwischen dem Genossen Vorsitzenden des Rates und 
dem Parteisekretär werden regelmäßig persönliche Ab­
sprachen geführt. Außerdem wird der Parteisekretär zu 
den Dienstbesprechungen mit den Stellvertretern hinzu­
gezogen.

Die leitenden Staatsfunktionäre haben als Vorbild an 
der Arbeit ihrer Grundorganisation teilzunehmen.

zur Arbeit der staatlichen Organe
Gleichzeitig hat diese Maßnahme die Initiative des 

Staatsapparates gehemmt.
Die Rolle der Parteiorganisation im Staatsapparat wird 

von der Kreisleitung unterschätzt, was in der ungenügen­
den Anleitung zum Ausdrude kommt.

Es wurde festgestellt, daß die Anleitung überwiegend 
der Abteilung Staatliche Organe überlassen wird und die 
anderen Fachabteilungen wenig Einfluß auf die Partei­
organisation im Staatsapparat nehmen.

Die Parteiorganisationen in den ländlichen Gemeinden 
haben eine mangelhafte Anleitung erhalten. In den Fragen 
der Block- und Kommunalpolitik sind sie überhaupt noch 
nicht angeleitet worden. Das w i r k t  s i c h  b e s o n ­
d e r s  i  xx d e n  G e m e i n d e n  m i t  m e h r e r e n  
G r u n d o r g a n i s a t i o n e n  s e h r  n a c h t e i l i g  
a u s ,  d a  s i c h  k e i n e  L e i t u n g  i m  O r t  f ü r  
d i e s e  F r a g e n  v e r a n t w o r t l i c h  f ü h l t .

Die Bildung von Parteigruppen in den Gemeinde­
vertretungen mit mehr als drei Mitgliedern, wie sie der 
Beschluß des ZK über Maßnahmen zur Verbesserung der 
Organisationsarbeit der Partei vorsieht, wurde nicht durch­
geführt.

Zum Beschluß des Sekretariats der Bezirksleitung über 
die Maßnahmen zur Qualifizierung von Bürgermeistern

33


